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Die Kleine Anfrage beantworte idi im Benehmen mit den 
Herren Bimdesministern des Innern und für Wirtschaft wie folgt : 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hat von der Diskussion am 22. Juni 1959 
im Europäischen Parlament Kenntnis genommen. Nach Artikel 9 
Abs. 7 des Vertrages über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl dürfen die Mitglieder der 
Hohen Behörde keine entgeltlidie oder unentgeltliche beruf- 
lidie Tätigkeit ausüben, nodi sich unmittelbar oder mittelbar- 
während ihrer Amtszeit, und drei Jahre nach deren Beendi- 
gung, an Geschäften, die Kohle und Stahl betreffen, beteiligen 
oder hieran beteiligt bleiben. Hiernach haben die Mitglieder 
der Hohen Behörde sich verpflichten müssen, drei Jahre nach 
ihrem Ausscheiden die in der Hohen Behörde gewonnenen 
Erfahrungen beruflich nicht auszunutzen. Das gleiche gilt für 
Mitg.ieder, die vor ihrem Eintritt in die Hohe Behörde eine 
entsprechende Tätigkeit ausgeübt haben. 

Für diesen Verzicht auf Ausnutzung erworbener Kenntnisse 
und für die Wiederaufnahme früherer Tätigkeiten wird den 
ausscheidenden Mitgliedern für die Dauer dieser Verpflichtung 
eine Entschädigung gezahlt. Die Vorschrift beruht auf dem 
Ratsbeschluß vom 21. Dezember 1953. 

Die Frage, weldie Bezüge an die Mitglieder der Kommissionen 
der europäischen Gemeinschaften zu zahlen sind, ist bisher nur 
vorläufig geregelt. Diese Frage wird zur Zeit von den Räten 
geprüft. 
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Zu 2. 

Von den drei erwähnten Mitgliedern der Hohen Behörde bzw. 
der Euratom-Kommission ist nur eines ein Deutscher. Seine 
derzeitigen Funktionen sind der Bundesregierung bekannt. 

Zu 3. 

Die Zustimmung der Bundesregierung zur vorläufigen Zahlung 
von Übergangsgeldern an Mitglieder der europäischen Kom- 
missionen gilt nur so lange, bis die eingeleitete Untersuchung 
des Fragenkomplexes — vgl. Antwort zu 1. — abgeschlossen 
und ein endgültiger Beschluß hierüber herbeigeführt ist. Bei 
ihrer Zustimmung zur vorläufigen Regelung haben sich die 
Vertreter der Bundesregierung in den Räten von der Erwägung 
leiten lassen, daß die Kommissionsmitglieder im Prinzip nicht 
schledrter gestellt sein sollten als die Mitglieder des Gerichts- 
hofes der Montangemeinschaft, denen Übergangsgelder zu- 
standen. Sie mußten ferner berücksichtigen, daß auch die Mit- 
glieder der Kommissionen nach ihrem Ausscheiden bezüglich 
ihrer weiteren beruflichen Tätigkeit den einsdiränkenden 
Bestimmungen der Artikel 157 Abs. 2 EWG-Vertrag unterliegen. 

Zu 4. 

Die Anfragen der niederländischen Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments an den niederländischen Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten und den niederländischen Minister 
für Wirtschaftliche Angelegenheiten sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

Zu 5. 

Die niederländische Regierung hat mit der Bundesregierung 
die gestellte Frage bisher nidit erörtert. 


Zu 6. 

Die Bundesregierung wird die Tatsache berücksichtigen, daß 
die neuen europäisd:ien Gemeinschaften andere Aufgaben als 
die Montanunion haben und infolgedessen für die Beur- 
teilung des Konkurrenzverbotes andere Gesichtspunkte in 
Frage kommen. 

Zu 7. 

Es ist nicht Sache der Bundesregierung, eine Meinung über 
die Wahrnehmung von privaten Vermögensrechten eines 
Mitgliedes der Bundesregierung zu äußern. 

Zu 8. 

Auf die Antwort zu Frage 6. wird Bezug genommen. 


von Brentano 
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